
bedingt auch gleichermaßen die persönliche Verpflich
tung jedes einzelnen leitenden Mitarbeiters, aus eige
ner Initiative derartige Belehrungen vorzunehmen 
bzw. zu veranlassen. Dieser ihrer persönlichen Ver
pflichtung sind die Angeklagten nicht gerecht gewor
den, weil sie sich darauf verließen, daß die Werktäti
gen mit diesen Arbeiten vertraut waren und daß eine 
Anleitung durch den Obermonteur B. gesichert war. 
Beide Angeklagten haben ihre Rechtspflichten deshalb 
bewußt verletzt.

Der Berufung beider Angeklagten ist darin zu folgen, 
daß sich das Bezirksgericht mit den Gutachten der 
Sachverständigen und dem Vorbringen der Verteidi
gung und des gesellschaftlichen Verteidigers zum Ur
sachenzusammenhang zwischen den festgestellten 
Pflichtverletzungen und dem Tod des Schwenklader
fahrers nur ungenügend auseinandergesetzt hat. Es ist 
zunächst zutreffend davon ausgegangen, daß der feh
lerhafte Richtvorgang (Richten mittels Seilspills bei 
bereits verfüllter Baugrube) zum Bruch des Mastes ge
führt hat. Die Schlußfolgerung, der fehlerhafte Richt
vorgang sei ausschließlich auf den Einsatz des zum 
Stellen und Richten derartiger Betonmasten ungeeig
neten Schwenkladers T 157 zurückzuführen, ist jedoch 
unzutreffend. Es ist zwar richtig, daß die Hubhöhe 
eines Schwenkladers T 157 nicht ausreicht, um einen 
Spannbetonmast SBM 12/300 lotrecht zu stellen und 
zu richten. Der Bruch des Mastes ist jedoch nicht auf 
den Einsatz des ungeeigneten Hebezeuges zurückzu
führen, sondern, wie von den Sachverständigen dar
gelegt wurde, auf die fehlerhafte Arbeitsweise der 
Brigade beim Richten. Ein Richtvorgang wäre auch 
beim Stellen des Mastes von Hand erforderlich ge
wesen, wofür jedoch am Unfalltage weder die entspre
chenden Arbeitsgeräte noch die notwendige Anzahl 
von Arbeitskräften auf der Baustelle vorhanden wa
ren. Auch das Stellen mit einem geeigneten Hebezeug 
bedingt einen zusätzlichen Richtvorgang; das ergibt 
sich aus dem Hinweis in der TGL 78—10351 — Richten 
mit geeigneten Hebezeugen —. Eine Ursache für den 
Bruch des Mastes wurde durch den fehlerhaften 
Richtvorgang gesetzt, der auf die Rechtspflichtverlel- 
zungen der Angeklagten hinsichtlich der unterlasse
nen Belehrung über den technologischen Arbeitsab
lauf auf Grund der veränderten Bedingungen am Ar
beitsplatz zurückzuführen ist. Die Verwendung des 
Schwenkladers T 157 stellt hingegen keine zum Un
fall führende Ursache, sondern eine diesen begünsti
gende Bedingung dar, da der Bruch des Mastes dann 
nicht eingetreten wäre, wenn trotz Stellens des Mastes 
mit diesem Hebezeug der Richtvorgang ordnungsge
mäß durchgeführt worden wäre.
Hinzu kommt jedoch noch eine weitere Ursache. Das 
Bezirksgericht hat den ursächlichen Zusammenhang 
zwischen der festgestellten verminderten Betonquali
tät des umgestürzten Mastes und den eingetretenen 
Folgen mit der Begründung verneint, daß die vorhan
dene Betonqualität des Mastes im eingebauten Zu
stand den vorgesehenen Zweck erfüllt und die nor
male Belastung aufgenommen hätte. Diese Begrün
dung läßt erkennen, daß das Bezirksgericht bei der 
Prüfung der Kausalität die objektiven Erscheinungen 
nicht in ihrem Zusammenhang gesehen und die feh
lerhafte Arbeitsweise der Brigade isoliert beurteilt 
hat. Aus den Gutachten der Sachverständigen F. und 
R. von der TU Dresden ist zu entnehmen, daß das 
fehlerhafte Richten nicht zum Bruch des Mastes ge
führt haben würde, wenn der Betonmast die vorge
sehene Qualität eines B 600 aufgewiesen hätte. Aus 
den statischen Berechnungen dieser beiden Sachver
ständigen geht hervor, daß bei einer solchen Beton
qualität eine Seilzugkraft von etwa 4,88 bis 5,30 Mp

notwendig gewesen wäre, um einen Bruch des Mastes 
herbeizuführen. Die Seilzugkraft des am Unfalltag 
verwendeten Seilspills betrug jedoch nach den Test
versuchen nur etwa 2 Mp, so daß es ausgeschlossen 
ist, daß dadurch der Bruch eines Mastes mit der Qua
lität eines B 600 herbeigeführt werden kann. Das Be
zirksgericht hat festgestellt, daß der umgestürzte Mast 
eine geringere Betonqualität als B 600 aufwies. Die 
Untersuchungen der Sachverständigen Hi. von der 
Fachschule für Bauwesen G. sowie F. und R. von der 
TU Dresden haben ergeben, daß die Betonqualität des 
Mastes etwa der eines B 360 bis 380 entsprach.
Auf Grund dieser Umstände ist festzustellen, daß 
ursächlich für den Bruch sowohl der fehlerhafte Richt
vorgang als auch die verminderte Betonqualität des 
Mastes waren, also das Zusammentreffen beider Er
scheinungen die Ursache für die schwerwiegenden Fol
gen war. Wäre der Richtvorgang technologisch richtig 
durchgeführt worden, hätte die verminderte Beton
qualität nicht zum Bruch führen können, wie auch der 
fehlerhafte Richtvorgang allein den Bruch eines Ma
stes von der Qualität eines B 600 nicht bewirken 
konnte.
Das Vorhandensein dieser beiden Erscheinungen als 
Unfallursache befreit die Angeklagten K. und H. nicht 
von ihrer strafrechtlichen Verantwortlichkeit für die 
durch ihre Pflichtverletzungen herbeigeführten Fol
gen. Der ursächliche Zusammenhang zwischen einer 
Pflichtverletzung und den dadurch eingetretenen Fol
gen kann, wie der erkennende Senat in seinem Urteil 
vom 20. September 1963 — 2 Ust 14/63 — (NJ 1983
S. 661) zum Ausdruck gebracht hat, nicht deswegen 
verneint werden, weil außer den festgestellten Pflicht
verletzungen noch weitere Ursachen zum Erfolg bei
getragen haben.
Im übrigen war es unzulässig, den Betriebsleiter des 
VEB Spannbetonwerk, den Herstellerbetrieb der 
Spannbetonmasten, als Sachverständigen zur Beton
güte zu vernehmen. Aus den Gutachten der anderen 
Sachverständigen ergaben sich Hinweise, daß der Her
stellerbetrieb seinen Pflichten hinsichtlich der Beton
güte nicht nachgekommen war. Sein Gutachten war 
daher nicht geeignet, zur Sachaufklärung beizutragen. 
Wie bereits dargelegt, haben beide Angeklagten die 
ihnen obliegenden Rechtspflichten — Belehrung der 
Werktätigen bei Eintritt der veränderten Arbeitsbe
dingungen — bewußt verletzt. Das Bezirksgericht hat 
zutreffend festgestellt, daß die Angeklagten die durch 
das Umstürzen des Mastes verursachten Folgen, den 
Tod des Schwenkladerfahrers, unbewußt fahrlässig 
herbeigeführt haben. Beide Angeklagten haben die 
eingetretenen schweren Folgen nicht vorausgesehen. 
Sie verfügten aber über eine langjährige Berufser
fahrung, insbesondere auch hinsichtlich des Aufstei
lens von Masten. Bei verantwortungsbewußter Prü
fung aller Umstände hätten sie erkennen können, daß 
es durch das Unterlassen der Belehrung und Einwei
sung der Werktätigen in die konkreten Arbeitsbe
dingungen zu einer fehlerhaften Arbeitsweise kom
men konnte. Dabei hätten sie besonders berücksichti
gen müssen, daß die Arbeiter der Brigade besonders 
schwere Masten aufstellen mußten und daher eine 
fehlerhafte Handlung bereits zu erheblichen, auch das 
Leben und die Gesundheit der Werktätigen gefähr
denden Folgen führen konnte, zumal ihnen aus den 
gegebenen Verhältnissen auf der Baustelle bekannt 
war, daß wegen der schlechten Bodenverhältnisse 
nicht die eigentlich vorgesehenen Hebezeuge einge
setzt werden konnten und für die Arbeit nur relativ 
wenig Arbeitskräfte zur Verfügung standen. 
Unbeschadet dessen, daß die Angeklagten nicht vor
aussehen konnten, daß der Spannbetonmast nicht die
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